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Rechtsgrundlagen zur Ausweisung nationaler Schutzgebiete  
§§ 20 bis 29 BNatSchG 

§§ 14 bis 17 NatSchAG M-V 
 
 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege  
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) 

vom 29. Juli 2009  
(in Kraft zum 1. März 2010, zuletzt geändert durch Gesetz vom 7.8.2013) 

 
Auszug: 
Kapitel 4 :  
Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft  
Abschnitt 1:  
Biotopverbund und Biotopvernetzung; geschützte Teile von Natur und Landschaft 
§ 20 Allgemeine Grundsätze 
§ 21 Biotopverbund, Biotopvernetzung 
§ 22 Erklärung zum geschützten Teil von Natur und Landschaft 
§ 23 Naturschutzgebiete 
§ 24 Nationalparke, Nationale Naturmonumente 
§ 25 Biosphärenreservate 
§ 26 Landschaftsschutzgebiete 
§ 27 Naturparke 
§ 28 Naturdenkmäler 
§ 29 Geschützte Landschaftsbestandteile 
 

§ 20 Allgemeine Grundsätze  

(1) Es wird ein Netz verbundener Biotope (Biotopverbund) geschaffen, das mindestens 
10 Prozent der Fläche eines jeden Landes umfassen soll.  

(2) Teile von Natur und Landschaft können geschützt werden  
1. nach Maßgabe des § 23 als Naturschutzgebiet,  
2. nach Maßgabe des § 24 als Nationalpark oder als Nationales Naturmonument,  
3. als Biosphärenreservat,  
4. nach Maßgabe des § 26 als Landschaftsschutzgebiet,  
5. als Naturpark,  
6. als Naturdenkmal oder  
7. als geschützter Landschaftsbestandteil.  

(3) Die in Absatz 2 genannten Teile von Natur und Landschaft sind, soweit sie geeignet 
sind, Bestandteile des Biotopverbunds.  

 
§ 21 Biotopverbund, Biotopvernetzung  

(1) Der Biotopverbund dient der dauerhaften Sicherung der Populationen wild lebender 
Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer Lebensstätten, Biotope und Lebensgemein-
schaften sowie der Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger 
ökologischer Wechselbeziehungen. Er soll auch zur Verbesserung des Zusammen-
hangs des Netzes „Natura 2000“ beitragen.  

(2) Der Biotopverbund soll länderübergreifend erfolgen. Die Länder stimmen sich hier-
zu untereinander ab.  
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(3) Der Biotopverbund besteht aus Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungs-
elementen. Bestandteile des Biotopverbunds sind  
1. Nationalparke und Nationale Naturmonumente,  
2. Naturschutzgebiete, Natura 2000-Gebiete und Biosphärenreservate oder Teile 

dieser Gebiete,  
3. gesetzlich geschützte Biotope im Sinne des § 30,  
4. weitere Flächen und Elemente, einschließlich solcher des Nationalen Naturerbes, 

des Grünen Bandes sowie Teilen von Landschaftsschutzgebieten und Naturpar-
ken, wenn sie zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles geeignet sind.  

(4) Die erforderlichen Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselemente sind 
durch Erklärung zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 
Absatz 2, durch planungsrechtliche Festlegungen, durch langfristige vertragliche 
Vereinbarungen oder andere geeignete Maßnahmen rechtlich zu sichern, um den 
Biotopverbund dauerhaft zu gewährleisten.  

(5) Unbeschadet des § 30 sind die oberirdischen Gewässer einschließlich ihrer Rand-
streifen, Uferzonen und Auen als Lebensstätten und Biotope für natürlich vorkom-
mende Tier- und Pflanzenarten zu erhalten. Sie sind so weiterzuentwickeln, dass 
sie ihre großräumige Vernetzungsfunktion auf Dauer erfüllen können.  

(6) Auf regionaler Ebene sind insbesondere in von der Landwirtschaft geprägten Land-
schaften zur Vernetzung von Biotopen erforderliche lineare und punktförmige Ele-
mente, insbesondere Hecken und Feldraine sowie Trittsteinbiotope, zu erhalten und 
dort, wo sie nicht in ausreichendem Maße vorhanden sind, zu schaffen (Biotopver-
netzung).  

 
§ 22 Erklärung zum geschützten Teil von Natur und Landschaft  

(1) Die Unterschutzstellung von Teilen von Natur und Landschaft erfolgt durch Erklä-
rung. Die Erklärung bestimmt den Schutzgegenstand, den Schutzzweck, die zur Er-
reichung des Schutzzwecks notwendigen Gebote und Verbote, und, soweit erfor-
derlich, die Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen oder enthält 
die erforderlichen Ermächtigungen hierzu. Schutzgebiete können in Zonen mit ei-
nem entsprechend dem jeweiligen Schutzzweck abgestuften Schutz gegliedert 
werden; hierbei kann auch die für den Schutz notwendige Umgebung einbezogen 
werden.  

(2) Form und Verfahren der Unterschutzstellung, die Beachtlichkeit von Form- und Ver-
fahrensfehlern und die Möglichkeit ihrer Behebung sowie die Fortgeltung bestehen-
der Erklärungen zum geschützten Teil von Natur und Landschaft richten sich nach 
Landesrecht. Die Unterschutzstellung kann auch länderübergreifend erfolgen.  

(3) Teile von Natur und Landschaft, deren Schutz beabsichtigt ist, können für einen 
Zeitraum von bis zu zwei Jahren einstweilig sichergestellt werden, wenn zu befürch-
ten ist, dass durch Veränderungen oder Störungen der beabsichtigte Schutzzweck 
gefährdet wird. Die einstweilige Sicherstellung kann unter den Voraussetzungen 
des Satzes 1 einmalig bis zu weiteren zwei Jahren verlängert werden. In dem 
einstweilig sichergestellten Teil von Natur und Landschaft sind Handlungen und 
Maßnahmen nach Maßgabe der Sicherstellungserklärung verboten, die geeignet 
sind, den Schutzgegenstand nachteilig zu verändern. Die einstweilige Sicherstel-
lung ist ganz oder teilweise aufzuheben, wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr 
oder nicht mehr in vollem Umfang gegeben sind. Absatz 2 gilt entsprechend.  

(4) Geschützte Teile von Natur und Landschaft sind zu registrieren und zu kennzeich-
nen. Das Nähere richtet sich nach Landesrecht.  
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(5) Die Erklärung zum Nationalpark oder Nationalen Naturmonument einschließlich 
ihrer Änderung ergeht im Benehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit und dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung.  

 
§ 23 Naturschutzgebiete  

(1) Naturschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein be-
sonderer Schutz von Natur und Landschaft in ihrer Ganzheit oder in einzelnen Tei-
len erforderlich ist  
1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung von Lebensstätten, Biotopen 

oder Lebensgemeinschaften bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten,  
2. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskundlichen Gründen 

oder  
3. wegen ihrer Seltenheit, besonderen Eigenart oder hervorragenden Schönheit.  

(2) Alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des 
Naturschutzgebiets oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen Störung 
führen können, sind nach Maßgabe näherer Bestimmungen verboten. Soweit es der 
Schutzzweck erlaubt, können Naturschutzgebiete der Allgemeinheit zugänglich ge-
macht werden.  

 
§ 24 Nationalparke, Nationale Naturmonumente  

(1) Nationalparke sind rechtsverbindlich festgesetzte einheitlich zu schützende Gebie-
te, die  
1. großräumig, weitgehend unzerschnitten und von besonderer Eigenart sind,  
2. in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets die Voraussetzungen eines Natur-

schutzgebiets erfüllen und  
3. sich in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets in einem vom Menschen nicht 

oder wenig beeinflussten Zustand befinden oder geeignet sind, sich in einen Zu-
stand zu entwickeln oder in einen Zustand entwickelt zu werden, der einen mög-
lichst ungestörten Ablauf der Naturvorgänge in ihrer natürlichen Dynamik ge-
währleistet.  

(2) Nationalparke haben zum Ziel, in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets den 
möglichst ungestörten Ablauf der Naturvorgänge in ihrer natürlichen Dynamik zu 
gewährleisten. Soweit es der Schutzzweck erlaubt, sollen Nationalparke auch der 
wissenschaftlichen Umweltbeobachtung, der naturkundlichen Bildung und dem Na-
turerlebnis der Bevölkerung dienen.  

(3) Nationalparke sind unter Berücksichtigung ihres besonderen Schutzzwecks sowie 
der durch die Großräumigkeit und Besiedlung gebotenen Ausnahmen wie Natur-
schutzgebiete zu schützen.  

(4) Nationale Naturmonumente sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, die  
1. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, kulturhistorischen oder landes-

kundlichen Gründen und  
2. wegen ihrer Seltenheit, Eigenart oder Schönheit  
von herausragender Bedeutung sind. Nationale Naturmonumente sind wie Natur-
schutzgebiete zu schützen.  
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§ 25 Biosphärenreservate 

(1) Biosphärenreservate sind einheitlich zu schützende und zu entwickelnde Gebiete, 
die  
1. großräumig und für bestimmte Landschaftstypen charakteristisch sind,  
2. in wesentlichen Teilen ihres Gebiets die Voraussetzungen eines Naturschutzge-

biets, im Übrigen überwiegend eines Landschaftsschutzgebiets erfüllen,  
3. vornehmlich der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung einer durch her-

gebrachte vielfältige Nutzung geprägten Landschaft und der darin historisch ge-
wachsenen Arten- und Biotopvielfalt, einschließlich Wild- und früherer Kulturfor-
men wirtschaftlich genutzter oder nutzbarer Tier- und Pflanzenarten, dienen und  

4. beispielhaft der Entwicklung und Erprobung von die Naturgüter besonders scho-
nenden Wirtschaftsweisen dienen.  

(2) Biosphärenreservate dienen, soweit es der Schutzzweck erlaubt, auch der For-
schung und der Beobachtung von Natur und Landschaft sowie der Bildung für 
nachhaltige Entwicklung.  

(3) Biosphärenreservate sind unter Berücksichtigung der durch die Großräumigkeit und 
Besiedlung gebotenen Ausnahmen über Kernzonen, Pflegezonen und Entwick-
lungszonen zu entwickeln und wie Naturschutzgebiete oder Landschaftsschutzge-
biete zu schützen.  

(4) Biosphärenreservate können auch als Biosphärengebiete oder Biosphärenregionen 
bezeichnet werden.  

 
§ 26 Landschaftsschutzgebiete  

(1) Landschaftsschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein 
besonderer Schutz von Natur und Landschaft erforderlich ist  
1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktions-

fähigkeit des Naturhaushalts oder der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten 
und Lebensräumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten,  

2. wegen der Vielfalt, Eigenart und Schönheit oder der besonderen kulturhistori-
schen Bedeutung der Landschaft oder  

3. wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Erholung.  
(2) In einem Landschaftsschutzgebiet sind unter besonderer Beachtung des § 5 Absatz 

1 und nach Maßgabe näherer Bestimmungen alle Handlungen verboten, die den 
Charakter des Gebiets verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlau-
fen.  
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§ 27 Naturparke 

(1) Naturparke sind einheitlich zu entwickelnde und zu pflegende Gebiete, die  
1. großräumig sind,  
2. überwiegend Landschaftsschutzgebiete oder Naturschutzgebiete sind,  
3. sich wegen ihrer landschaftlichen Voraussetzungen für die Erholung besonders 

eignen und in denen ein nachhaltiger Tourismus angestrebt wird,  
4. nach den Erfordernissen der Raumordnung für Erholung vorgesehen sind,  
5. der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung einer durch vielfältige Nut-

zung geprägten Landschaft und ihrer Arten- und Biotopvielfalt dienen und in de-
nen zu diesem Zweck eine dauerhaft umweltgerechte Landnutzung angestrebt 
wird und  

6. besonders dazu geeignet sind, eine nachhaltige Regionalentwicklung zu fördern.  
(2) Naturparke sollen entsprechend ihren in Absatz 1 beschriebenen Zwecken unter 

Beachtung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege geplant, geglie-
dert, erschlossen und weiterentwickelt werden.  

 
§ 28 Naturdenkmäler 

(1) Naturdenkmäler sind rechtsverbindlich festgesetzte Einzelschöpfungen der Natur 
oder entsprechende Flächen bis zu fünf Hektar, deren besonderer Schutz erforder-
lich ist  
1. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskundlichen Gründen 

oder  
2. wegen ihrer Seltenheit, Eigenart oder Schönheit.  

(2) Die Beseitigung des Naturdenkmals sowie alle Handlungen, die zu einer Zerstö-
rung, Beschädigung oder Veränderung des Naturdenkmals führen können, sind 
nach Maßgabe näherer Bestimmungen verboten.  

 
§ 29 Geschützte Landschaftsbestandteile 

(1) Geschützte Landschaftsbestandteile sind rechtsverbindlich festgesetzte Teile von 
Natur und Landschaft, deren besonderer Schutz erforderlich ist  
1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktions-

fähigkeit des Naturhaushalts,  
2. zur Belebung, Gliederung oder Pflege des Orts- oder Landschaftsbildes,  
3. zur Abwehr schädlicher Einwirkungen oder  
4. wegen ihrer Bedeutung als Lebensstätten bestimmter wild lebender Tier- und 

Pflanzenarten.  
Der Schutz kann sich für den Bereich eines Landes oder für Teile des Landes auf 
den gesamten Bestand an Alleen, einseitigen Baumreihen, Bäumen, Hecken oder 
anderen Landschaftsbestandteilen erstrecken.  

(2) Die Beseitigung des geschützten Landschaftsbestandteils sowie alle Handlungen, 
die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des geschützten Land-
schaftsbestandteils führen können, sind nach Maßgabe näherer Bestimmungen 
verboten. Für den Fall der Bestandsminderung kann die Verpflichtung zu einer an-
gemessenen und zumutbaren Ersatzpflanzung oder zur Leistung von Ersatz in Geld 
vorgesehen werden.  

(3) Vorschriften des Landesrechts über den gesetzlichen Schutz von Alleen bleiben 
unberührt. 
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Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern  

zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes 
(Naturschutzausführungsgesetz - NatSchAG M-V) 

vom 23. Februar 2010  
(in Kraft zum 1. März 2010, zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.1.2015) 

 
Auszug: 
Kapitel 3 
Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatSchG) 
§ 14 Geschützte Teile von Natur und Landschaft 
§ 15 Erlass von Rechtsverordnungen und Satzungen 
§ 16 Unbeachtlichkeit von Mängeln, Behebung von Fehlern 
§ 17 Einstweilige Sicherstellung, Veränderungssperre 

 
 

§ 14 Geschützte Teile von Natur und Landschaft  

(1) Die Erklärung zum Nationalpark oder zum Biosphärenreservat erfolgt durch Ge-
setz.  

(2) Die Erklärung zum Naturpark erfolgt durch Rechtsverordnung der Landesregie-
rung. Naturparke werden in gemeinsamer Trägerschaft durch das Land Mecklen-
burg-Vorpommern und die betroffenen Landkreise errichtet. Die Landkreise und 
das Land wirken zusammen, um eine einheitliche und nachhaltige Entwicklung der 
Naturparke zu gewährleisten. Das Zusammenwirken wird in einer Verwaltungs-
vereinbarung geregelt.  

(3) Die Erklärung zum geschützten Landschaftsbestandteil erfolgt durch Satzung der 
Gemeinde, sofern und soweit sie nicht zur Umsetzung des europäischen ökologi-
schen Netzes ,,Natura 2000“ oder für den Biotopverbund durch Rechtsverordnung 
der unteren Naturschutzbehörde erfolgt.  

(4) Im Übrigen erfolgt die Erklärung zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft 
durch Rechtsverordnung.  

(5) Grundstücke in geschützten Teilen von Natur und Landschaft sowie in Gebieten 
des Netzes ,,Natura 2000“ können in ein Verzeichnis eingetragen werden. Die 
Verzeichnisse werden von den Naturschutzbehörden geführt. In ihnen können 
Vorname, Name und Anschrift von Eigentümern, Erbbau- und Nutzungsberechtig-
ten gespeichert werden, soweit dies zur Erfüllung von Aufgaben des Naturschut-
zes erforderlich ist.  

(6) Geschützte Teile von Natur und Landschaft sollen von der zuständigen Natur-
schutzbehörde in der Natur durch Tafeln mit dem Symbol der Waldohreule, wie in 
der Anlage 1 zu diesem Gesetz abgebildet, kenntlich gemacht werden. Eigentü-
mer und Nutzungsberechtigte von Grundstücken haben die Aufstellung der Tafeln 
zu dulden. Bei der Aufstellung ist auf die Grundstücksnutzung Rücksicht zu neh-
men.  

(7) Die Bezeichnungen der geschützten Teile von Natur und Landschaft sowie die 
nach Absatz 6 vorgeschriebene Kennzeichnung dürfen nur für die festgesetzten 
Gebiete und Gegenstände verwendet werden, die Bezeichnung 
,,Biosphärenreservat“ und die Kennzeichnung auch für solche Gebiete, die von 
der UNESCO als Biosphärenreservat anerkannt worden sind. Bezeichnungen und 
Kennzeichnungen, die ihnen zum Verwechseln ähnlich sind, dürfen für Bestandtei-
le von Natur und Landschaft nicht benutzt werden.  



rechtsgrundl_nat_schutzgeb.doc, 09.02.2015  7 / 9 

(8) Festsetzungen von geschützten Teilen von Natur und Landschaft sowie Maßnah-
men nach § 17 Absatz 1 werden in das durch die Katasterbehörden fortzuführen-
de Liegenschaftskataster aufgenommen. Dies erfolgt durch einen entsprechenden 
Hinweis zu allen betroffenen Flurstücken in dem automatisiert geführten Liegen-
schaftsbuch.  

(9) Die oberste Naturschutzbehörde kann im Einzelfall Handlungen außerhalb eines 
Naturschutzgebietes untersagen, die keiner öffentlich-rechtlichen Zulassung be-
dürfen, soweit diese Handlungen geeignet sind, den Bestand des Gebietes, seines 
Naturhaushalts oder seine Bestandteile zu gefährden. Ferner bleiben in Natur-
schutzgebieten Regelungen zur Bekämpfung des Bisams unberührt.  

(10) Bei Naturdenkmälern und gesetzlich geschützten Bäumen sind Eigentümer und 
Nutzungsberechtigte verpflichtet, Schäden und Gefahren, die von diesen ausge-
hen, unverzüglich der unteren Naturschutzbehörde anzuzeigen. Die Unter-
schutzstellung entbindet den Eigentümer oder Nutzungsberechtigten nicht von der 
Verkehrssicherungspflicht und den üblichen Pflege- und Unterhaltungsmaßnah-
men.  

(11) Sofern eine Beeinträchtigung geschützter Teile von Natur und Landschaft behörd-
lich zugelassen wird, gilt § 15 Absatz 2 und 6 des Bundesnaturschutzgesetzes 
entsprechend.  

(12) Für Entscheidungen über behördliche Gestattungen werden Kosten nicht erhoben, 
soweit sie nach Regelungen dieses Kapitels oder aufgrund dieses Kapitels erlas-
sener oder fortgeltender Rechtsvorschriften entweder für Schutz und Pflegemaß-
nahmen oder für eine ordnungsgemäße land-, forst- und fischereiwirtschaftliche 
Bodennutzung erforderlich werden.  

(13) Amtshandlungen, die dem Erlass einer Rechtsverordnung oder Satzung nach die-
sem Kapitel dienen, sind frei von auf Landesrecht beruhenden Gebühren und Aus-
lagen.  

 
§ 15 Erlass von Rechtsverordnungen und Satzungen  

(1) Vor dem Erlass einer Rechtsverordnung zur Festsetzung von geschützten Teilen 
von Natur und Landschaft sind die Gemeinden, die im voraussichtlichen Geltungs-
bereich der Rechtsverordnung liegen, sowie die Behörden und Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereiche durch das Vorhaben berührt werden, zu hören. 
Den Beteiligten soll für die Abgabe ihrer Stellungnahme eine angemessene, min-
destens jedoch vierwöchige Frist gesetzt werden; äußern sie sich nicht fristgemäß, 
kann die zuständige Naturschutzbehörde davon ausgehen, dass die von ihnen 
wahrzunehmenden öffentlichen Belange durch die Rechtsverordnung nicht berührt 
werden.  

(2) Der Entwurf der Rechtsverordnung ist mit den dazugehörenden Karten für die Dau-
er eines Monats in den kreisfreien Städten, amtsfreien Gemeinden und Ämtern, die 
im voraussichtlichen Geltungsbereich der Rechtsverordnung liegen, öffentlich aus-
zulegen. Ort und Dauer der Auslegung haben die genannten Körperschaften min-
destens eine Woche vorher mit dem Hinweis darauf ortsüblich bekannt zu machen, 
dass bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungszeit bei ihnen oder bei der 
Naturschutzbehörde, die die Rechtsverordnung erlässt, Bedenken und Anregungen 
vorgebracht werden können.  

(3) Die Beteiligung nach Absatz 1 kann gleichzeitig mit dem Verfahren nach Absatz 2 
durchgeführt werden.  

(4) Die zuständige Naturschutzbehörde prüft die fristgerecht vorgebrachten Bedenken 
und Anregungen und führt einen Erörterungstermin durch oder teilt das Ergebnis 
den Betroffenen mit.  



rechtsgrundl_nat_schutzgeb.doc, 09.02.2015  8 / 9 

(5) Wird der Entwurf der Rechtsverordnung räumlich oder sachlich erheblich erweitert, 
so ist das Verfahren nach den Absätzen 1 bis 4 zu wiederholen.  

(6) Die Absätze 1 bis 5 sind nicht anzuwenden, wenn eine Rechtsverordnung nach 
§ 22 Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes erlassen werden soll. Sie sind fer-
ner nicht anzuwenden, wenn  
1. eine Rechtsverordnung nur unwesentlich geändert oder nur dem geltenden 

Recht angepasst werden soll,  
2. eine Rechtsverordnung erlassen werden soll, die sich ausschließlich auf Flächen 

erstreckt, die zu Zwecken des Naturschutzes und der Landschaftspflege erwor-
ben oder bereitgestellt worden sind,  

3. eine Rechtsverordnung über ein Naturdenkmal oder einzelne geschützte Land-
schaftsbestandteile erlassen oder eine Rechtsverordnung nur auf Grundstücke 
weniger Eigentümer erstreckt werden soll und die Eigentümer bekannt sind; vor 
Erlass der Rechtsverordnung sind die betroffenen Eigentümer, Nutzungsberech-
tigten und Gemeinden zu hören.  

(7) Die Abgrenzung eines Schutzgebietes ist in der Rechtsverordnung im Einzelnen  
1. zu beschreiben oder  
2. zeichnerisch in Karten darzustellen, die  

a) als Bestandteil der Rechtsverordnung im Verkündungsblatt abgedruckt wer-
den oder 

b) bei Behörden eingesehen werden können; die Behörden, die in der Rechts-
verordnung zu benennen sind, haben Ausfertigungen der Karten aufzubewah-
ren.  

Die Karten und die Beschreibung müssen in hinreichender Klarheit erkennen las-
sen, welche Grundstücke zum Schutzgebiet gehören; bei Zweifeln gelten die Flä-
chen als nicht betroffen.  

(8) Rechtsverordnungen der unteren Naturschutzbehörde sind örtlich in der für Satzun-
gen bestimmten Weise zu verkünden.  

(9) Auf den Erlass gemeindlicher Satzungen zur Festsetzung von geschützten Land-
schaftsbestandteilen finden die Absätze 1 bis 7 entsprechende Anwendung.  

 
§ 16 Unbeachtlichkeit von Mängeln, Behebung von Fehlern  

(1) Die ein Naturdenkmal festsetzende Rechtsverordnung ist nicht allein deshalb nich-
tig, weil ein geschützter Landschaftsbestandteil hätte festgesetzt werden müssen, 
soweit seine Festsetzung unter Berücksichtigung des Schutzzwecks zu dem glei-
chen Schutz hätte führen müssen. Das Gleiche gilt, wenn eine Einzelschöpfung der 
Natur nicht als Naturdenkmal, sondern als geschützter Landschaftsbestandteil fest-
gesetzt wurde.  

(2) Eine Verletzung der in § 15 genannten Verfahrensvorschriften ist unbeachtlich, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres ab Inkrafttreten der Rechtsvor-
schrift gegenüber der Naturschutzbehörde oder der Gemeinde geltend gemacht 
worden ist, die die Rechtsvorschrift erlassen hat. Das Gleiche gilt für Mängel bei der 
Prüfung der Erforderlichkeit der Festsetzung oder einzelnen Anordnungen, wenn 
die Voraussetzungen für die Festsetzung im Übrigen beim Inkrafttreten der Rechts-
verordnung vorgelegen haben. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen.  

(3) Im Erörterungstermin oder durch besondere Nachricht ist auf die Frist nach Ab-
satz 2 und auf die Rechtsfolgen aufmerksam zu machen.  

(4) Eine Rechtsvorschrift kann mit rückwirkender Kraft erlassen werden, wenn sie eine 
Regelung ersetzt, die auf einem Verfahrens- oder Formfehler beruht.  
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§ 17 Einstweilige Sicherstellung, Veränderungssperre  

(1) Für Zuständigkeit und Form der einstweiligen Sicherstellung nach § 22 Absatz 3 
des Bundesnaturschutzgesetzes finden die für die beabsichtigte Festsetzung gel-
tenden Vorschriften entsprechende Anwendung.  

(2) In geplanten Naturschutzgebieten sind von der Bekanntmachung der Auslegung 
(§ 15 Absatz 2 Satz 2) an bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnung, längstens für 
zwei Jahre, alle Veränderungen verboten, soweit nicht durch einstweilige Sicher-
stellung abweichende Regelungen getroffen werden (Veränderungssperre). Die im 
Zeitpunkt der Bekanntmachung ausgeübte rechtmäßige Bodennutzung und Ge-
wässernutzung bleiben unberührt. In der Bekanntmachung ist auf diese Wirkung 
hinzuweisen.  


